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Aufgrund des § 95 Nr. 2 des Hessi-
schen Beamtengesetzes in der Fassung
vom 11. Januar 1989 (GVBl. I S. 26), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 14. De-
zember 2006 (GVBl. I S. 656), wird ver-
ordnet:

§ 1

Anspruch auf Elternzeit

(1) Beamtinnen und Beamte haben An-
spruch auf Elternzeit ohne Dienst- oder
Anwärterbezüge, wenn sie

1. a) mit einem Kind, für das ihnen die
Personensorge zusteht,

b) mit einem Kind der Ehegattin, des
Ehegatten, der Lebenspartnerin
oder des Lebenspartners,

c) mit einem Kind, das sie in Vollzeit-
pflege (§ 33 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch in der Fassung vom
14. Dezember 2006 [BGBl. I S. 3135])
oder in Adoptionspflege (§ 1744 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs) aufge-
nommen haben,

d) auch ohne Personensorgerecht

aa) mit einem leiblichen Kind der
nicht sorgeberechtigten Antrag-
stellerin oder des nicht sorgebe-
rechtigten Antragstellers,

bb) mit einem Kind, für das die
nach § 1594 Abs. 2 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs erklärte Va-
terschaftsanerkennung noch
nicht wirksam geworden oder
für das über die beantragte 
Vaterschaftsfeststellung nach 
§ 1600d des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs noch nicht entschie-
den ist,

cc) mit einem Kind, welches von
seinen Eltern in Fällen beson-
derer Härte, insbesondere bei
schwerer Krankheit, Behinde-
rung oder Tod eines Elternteils
oder bei erheblich gefährdeter
wirtschaftlicher Existenz nicht
betreut werden kann und mit
dem sie oder ihre Ehegattin, ihr
Ehegatte, ihre Lebenspartnerin
oder ihr Lebenspartner bis zum
dritten Grad verwandt sind und
für das von anderen Berechtig-
ten Erziehungsgeld nicht in An-
spruch genommen wird,

in einem Haushalt leben und

2. dieses Kind selbst betreuen und erzie-
hen.

Bei einem leiblichen Kind eines nicht sor-
geberechtigten Elternteils ist die Zustim-
mung des sorgeberechtigten Elternteils
erforderlich.

(2) Der Anspruch auf Elternzeit besteht
bis zur Vollendung des dritten Lebensjah-
res des Kindes. Bei mehreren Kindern be-
steht der Anspruch auf Elternzeit für je-
des Kind, auch wenn sich die Zeiträume
nach Satz 1 überschneiden. Ein Anteil
von bis zu zwölf Monaten kann für jedes
Kind auf die Zeit bis zur Vollendung des
achten Lebensjahres übertragen werden,
wenn zwingende dienstliche Belange
nicht entgegenstehen; dies gilt auch,
wenn sich die Zeiträume nach Satz 1 bei
mehreren Kindern überschneiden.

(3) Bei einem angenommenen Kind
und bei einem Kind in Vollzeit- oder Ad-
optionspflege kann Elternzeit von insge-
samt bis zu drei Jahren ab der Aufnahme
bei der berechtigten Person, längstens bis
zur Vollendung des achten Lebensjahres
des Kindes genommen werden. Abs. 2
Satz 2 und 3 ist entsprechend anwendbar,
soweit er die zeitliche Aufteilung regelt.

(4) Die Elternzeit kann, auch anteilig,
von jedem Elternteil allein oder von bei-
den Elternteilen gemeinsam genommen
werden. Sie kann auf zwei Zeitabschnitte
verteilt werden. Eine Verteilung auf wei-
tere Zeitabschnitte ist mit Zustimmung
der oder des Dienstvorgesetzten möglich,
soweit dienstliche Belange nicht entge-
genstehen. Satz 1 gilt entsprechend für
die nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b
bis d anspruchsberechtigten Beamtinnen
und Beamten.

§ 2

Inanspruchnahme

(1) Die Inanspruchnahme der Eltern-
zeit muss sieben Wochen vor Beginn
schriftlich erklärt werden. In der Er-
klärung ist anzugeben, für welche
Zeiträume innerhalb von zwei Jahren El-
ternzeit genommen wird. Wenn dringen-
de Gründe vorliegen, ist ausnahmsweise
eine angemessene kürzere Frist möglich.
Nimmt die Mutter die Elternzeit im An-
schluss an die Mutterschutzfrist, wird die
Zeit der Mutterschutzfrist nach § 3 Abs. 1
der Hessischen Mutterschutzverordnung
vom 19. Dezember 1991 (GVBl. 1992 I 
S. 1), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 12. Dezember 2006 (GVBl. I S. 671),
auf den Zweijahreszeitraum nach Satz 2
angerechnet. Nimmt die Mutter die El-
ternzeit im Anschluss an einen auf die
Mutterschutzfrist folgenden Erholungsur-
laub, werden die Zeit der Mutterschutz-
frist nach § 3 Abs. 1 der Hessischen Mut-
terschutzverordnung und die Zeit des Er-
holungsurlaubs auf den Zweijahreszeit-
raum nach Satz 2 angerechnet.

(2) Können Beamtinnen und Beamte
aus einem von ihnen nicht zu vertreten-
den Grund eine sich unmittelbar an die
Mutterschutzfrist nach § 3 Abs. 1 der Hes-
sischen Mutterschutzverordnung anschlie-
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ßende Inanspruchnahme der Elternzeit
nicht rechtzeitig erklären, können sie dies
innerhalb einer Woche nach Wegfall des
Grundes nachholen.

§ 3

Teilzeitbeschäftigung

(1) Während der Elternzeit ist Beamtin-
nen und Beamten auf Antrag eine Teil-
zeitbeschäftigung in ihrem Beamtenver-
hältnis beim selben Dienstherrn zu bewil-
ligen, wenn zwingende dienstliche Grün-
de nicht entgegenstehen. Die wöchentli-
che Dienstzeit darf je Elternteil, der 
Elternzeit in Anspruch nimmt, nicht 
mehr als 30 Stunden und nicht weniger
als 15 Stunden betragen.

(2) Eine Teilzeitbeschäftigung außer-
halb des Beamtenverhältnisses darf
während der Elternzeit ausgeübt werden,
wenn dringende dienstliche Gründe nicht
entgegenstehen. Die Beschäftigung darf
je Elternteil, der Elternzeit in Anspruch
nimmt, wöchentlich nicht mehr als 
30 Stunden in Anspruch nehmen. Diese
Obergrenze gilt nicht für eine Tätigkeit
als Tagespflegeperson im Sinne von § 23
des Achten Buches Sozialgesetzbuch, so-
fern nicht mehr als fünf Kinder betreut
werden. Die Teilzeitbeschäftigung bedarf
der Genehmigung der oder des Dienst-
vorgesetzten. Sie gilt als erteilt, wenn der
Antrag nicht binnen vier Wochen schrift-
lich abgelehnt worden ist.

§ 4

Verlängerung der Elternzeit

Die Elternzeit kann nach Maßgabe des
§ 1 Abs. 2 bis 4 verlängert werden, wenn
die oder der Dienstvorgesetzte zustimmt.
Die Elternzeit ist zu verlängern, wenn ein
vorgesehener Wechsel der Anspruchsbe-
rechtigten aus einem wichtigen Grund
nicht erfolgen kann.

§ 5

Vorzeitige Beendigung der Elternzeit

(1) Die Elternzeit kann vorzeitig been-
det werden, wenn die oder der Dienstvor-
gesetzte zustimmt. Der Antrag auf vorzei-
tige Beendigung wegen der Geburt eines
weiteren Kindes oder wegen eines beson-
deren Härtefalls im Sinne des § 5 Abs. 1
Satz 3 des Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetzes vom 5. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 2748) kann nur innerhalb von
vier Wochen aus dringenden dienstlichen
Gründen schriftlich abgelehnt werden.
Eine vorzeitige Beendigung der Elternzeit
zum Zwecke der Inanspruchnahme der
Beschäftigungsverbote nach § 1 Abs. 2
und § 3 Abs. 1 der Hessischen Mutter-
schutzverordnung ist nicht zulässig; dies
gilt nicht während der zulässigen Teilzeit-
arbeit.

(2) Stirbt das Kind während der Eltern-
zeit, so endet diese spätestens drei Wo-
chen nach dem Tode des Kindes.

(3) Änderungen der persönlichen An-
spruchsberechtigung für die Elternzeit

sind der oder dem Dienstvorgesetzten un-
verzüglich mitzuteilen.

§ 6

Entlassung

(1) Während der Elternzeit darf die
Entlassung von Beamtinnen und Beamten
auf Probe und auf Widerruf gegen ihren
Willen nicht ausgesprochen werden. Satz 1
gilt entsprechend, wenn eine Beamtin
oder ein Beamter auf Probe, ohne Eltern-
zeit in Anspruch zu nehmen, eine Teil-
zeitbeschäftigung ausübt und die Voraus-
setzungen für die Gewährung von Eltern-
zeit erfüllt.

(2) Abweichend von Abs. 1 kann die
Entlassung einer Beamtin oder eines Be-
amten auf Probe oder auf Widerruf ausge-
sprochen werden, wenn ein Sachverhalt
vorliegt, bei dem eine Beamtin oder ein
Beamter auf Lebenszeit im Wege eines
Disziplinarverfahrens aus dem Beamten-
verhältnis zu entfernen wäre.

(3) § 39 Abs. 1 und 3, § 40 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 und § 43 Abs. 2 Satz 2 des Hessi-
schen Beamtengesetzes bleiben unbe-
rührt.

§ 7

Krankheitsfürsorge

Während der Elternzeit besteht An-
spruch auf Beihilfe in entsprechender An-
wendung der Vorschriften der Hessischen
Beihilfenverordnung in der Fassung vom
5. Dezember 2001 (GVBl. I S. 482, 491,
564), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 7. November 2006 (GVBl. I S. 561).

§ 8

Erstattung von Kranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträgen

(1) Für die Dauer der Elternzeit wer-
den die Beiträge für die Kranken- und
Pflegeversicherung bis zu monatlich 
31 Euro erstattet, wenn die Dienstbezüge
oder Anwärterbezüge ohne die mit Rück-
sicht auf den Familienstand gewährten
Zuschläge und ohne Aufwandsentschädi-
gung vor Beginn der Elternzeit die Versi-
cherungspflichtgrenze in der gesetzlichen
Krankenversicherung nicht überschritten
haben oder überschritten hätten. Nehmen
die Eltern gemeinsam Elternzeit, steht der
Anspruch auf Beitragserstattung nur dem
Elternteil zu, bei dem das Kind im Fami-
lienzuschlag berücksichtigt wird oder
berücksichtigt werden soll.

(2) Beamtinnen und Beamten bis ein-
schließlich der Besoldungsgruppe A 8
werden auf Antrag die Beiträge für die
Kranken- und Pflegeversicherung, soweit
sie auf einen auf den Beihilfebemes-
sungssatz abgestimmten Prozenttarif ent-
fallen, einschließlich darin enthaltener
gesetzlich vorgeschriebener Altersrück-
stellungen in voller Höhe erstattet, wenn
die Anspruchsvoraussetzungen nach Abs. 1
Satz 1 erfüllt sind.



(3) Eine Beitragserstattung erfolgt
nicht, solange eine Teilzeitbeschäftigung
nach § 3 ausgeübt wird. Dies gilt nicht für
eine Beschäftigung auf der Grundlage be-
fristeter Arbeitsverhältnisse, die zur Ge-
währleistung einer vollständigen Unter-
richtsversorgung nach § 15a Abs. 1 des
Hessischen Schulgesetzes in der Fassung
vom 14. Juni 2005 (GVBl. I S. 442), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 13. Juli 2006
(GVBl. I S. 386), begründet werden. Eine
Beschäftigung, die innerhalb eines Jahres
auf längstens zwei Monate oder 50 Ar-
beitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu
sein pflegt oder im Voraus vertraglich be-
grenzt ist (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 des Vierten Bu-
ches Sozialgesetzbuch in der Fassung
vom 23. Januar 2006 [BGBl. I S. 89, 466],
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. De-
zember 2006 [BGBl. I S. 2748]), gilt nicht
als Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1.

(4) Die Festsetzung, Berechnung und
Anordnung der Zahlung des Erstattungs-
betrags erfolgt durch die vor Beginn der
Elternzeit für die Besoldung zuständige
Stelle.

§ 9

Übergangsregelungen

(1) Auf die vor dem 1. Januar 2001 ge-
borenen oder mit dem Ziel der Adoption
aufgenommenen Kinder sind die Vor-
schriften der Elternzeitverordnung vom
31. Oktober 1986 (GVBl. I S. 298), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 12. De-
zember 2006 (GVBl. I S. 671), in der bis
zum 31. Dezember 2000 geltenden Fas-
sung weiter anzuwenden.

(2) Auf die in der Zeit vom 1. Januar
2001 bis zum 31. Dezember 2006 gebore-
nen oder mit dem Ziel der Adoption, zur
Vollzeitpflege oder in den Fällen des § 15
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. d des Bundes-
erziehungsgeldgesetzes in der Fassung
vom 9. Februar 2004 (BGBl. I S. 207), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 5. De-

zember 2006 (BGBl. I S. 2748),  aufge-
nommenen Kinder sind die Vorschriften
der Elternzeitverordnung in der bis zum
31. Dezember 2006 geltenden Fassung
weiter anzuwenden.

(3) Die §§ 7 und 8 gelten entsprechend
für Personen, die nach der Übergangsvor-
schrift des § 18 Abs. 4 der Hessischen Bei-
hilfenverordnung über den 30. April 2001
hinaus beihilfeberechtigt bleiben; die Bei-
hilfe bemisst sich nach der vertraglich
vereinbarten durchschnittlichen regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit unmittel-
bar vor Antritt der Elternzeit; für die Be-
messung der Beihilfe während elterngeld-
unschädlicher Teilzeitbeschäftigung mit
Beihilfeberechtigung ist auf das hierfür
vereinbarte Arbeitszeitmaß bei dem öf-
fentlichen Arbeitgeber abzustellen, sofern
dies für die Teilzeitbeschäftigten günsti-
ger ist.

(4) Auf bis zum 31. März 2007 zuge-
gangene Erklärungen und Anträge nach
§ 2 Abs. 1 Satz 1 und § 3 Abs. 1 sind § 1
Abs. 4 Satz 1 und § 2 Abs. 1 Satz 1 der El-
ternzeitverordnung in der bis zum 31. De-
zember 2006 geltenden Fassung weiter
anzuwenden.

§ 10

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Elternzeitverordnung vom 31. Ok-
tober 1986 (GVBl. I S. 298)1), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 12. Dezem-
ber 2006 (GVBl. I S. 671), wird aufgeho-
ben.

§ 11

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung
vom 1. Januar 2007 in Kraft. Sie tritt mit
Ablauf des 31. Dezember 2011 außer
Kraft.
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Wiesbaden, den 7. März 2007

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r

K o c h d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r

1) Hebt auf GVBl. II 324-27
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Aufgrund des § 32 Abs. 1 des Finanz-
ausgleichsgesetzes in der Fassung vom
16. Januar 2004 (GVBl. I S. 22), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 18. Dezember
2006 (GVBl. I S. 736), wird nach An-
hörung der kommunalen Spitzenverbän-
de vom Minister der Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Minister des Innern und
für Sport und aufgrund des § 154 Abs. 3
Nr. 1 der Hessischen Gemeindeordnung
in der Fassung der Bekanntmachung vom
7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 14. Dezember
2006 (GVBl. I S. 666), wird vom Minister
des Innern und für Sport im Einverneh-
men mit dem Minister der Finanzen ver-
ordnet:

Artikel 1

§ 3 Abs. 3 der Investitionszuwendungs-
verordnung vom 29. November 2004
(GVBl. I S. 375) erhält folgende Fassung:

„(3) Der nach Abs. 2 für den einzelnen
Schulträger berechnete Betrag wird in 
eine nicht rückzahlbare Zuweisung und
in ein Darlehen der Abteilung B des Hes-
sischen Investitionsfonds entsprechend
dem Verhältnis der hierfür im Landes-
haushalt veranschlagten Mittel aufge-
teilt.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung
vom 1. Januar 2007 in Kraft.

Wiesbaden, den 8. März 2007

Verordnung
zur Änderung der Investitionszuwendungsverordnung*)

Vom 8. März 2007

*) Ändert GVBl. II 41-34

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e r  F i n a n z e n

We i m a r

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r
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Aufgrund des § 49 Abs. 3 des Bundes-
besoldungsgesetzes in der Fassung vom
6. August 2002 (BGBl. I S. 3022) in der am
31. August 2006 geltenden Fassung in
Verbindung mit § 1 der Verordnung zur
Übertragung der Ermächtigung nach § 49
Abs. 3 Satz 1 des Bundesbesoldungsge-
setzes vom 4. November 1975 (GVBl. I 
S. 254) wird im Einvernehmen mit dem
Minister des Innern und für Sport verord-
net:

Artikel 1

Die Verordnung zur Abgeltung der
Bürokosten der Gerichtsvollzieherinnen
und Gerichtsvollzieher vom 2. September
1998 (GVBl. I S. 383), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 29. September
2005 (GVBl. I S. 698), wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 2 Satz 2 werden die Zahl „2005“
durch die Zahl „2006“ und die Zahl
„47,7“ durch die Zahl  „47,2“ ersetzt.

2. In § 3 Abs. 2 Satz 1 werden die Zahl
„2005“ durch die Zahl „2006“ und die
Zahl „23 850“ durch die Zahl „22 800“
ersetzt.

3. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7

Diese Verordnung tritt mit Wirkung
vom 1. Januar 1998 in Kraft. Sie tritt
mit Ablauf des 31. Dezember 2012
außer Kraft.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung
vom 1. Januar 2006 in Kraft.

Neunte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten 

der Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher*)

Vom 13. Februar 2007

*) Ändert GVBl. II 323-123

Wiesbaden, den 13. Februar 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r
d e r  J u s t i z

B a n z e r
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Handhabung des nach sachlichen Gesichts-
punkten aufgebauten Werkes sehr. 
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